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PROGRAMM FÜR LIECHTENSTEIN! 
Eine moderne Partei 

Staat und Politik stehen im Dienst des Men­
schen. Dem Menschen ein würdiges und ge­
sichertes Dasein zu ermöglichen, ist die Auf­
gabe. 
• Die neue Zeit erfordert neue Wege. Prag­
matisches Vorgehen, gegründet auf wissen­
schaftliche Erkenntnisse und breite Mitsprache, 
gewährleistet beste Lösungen. Eine moderne 

KOMMENTAR 
Zurück zum Alltag 

Morgen Freitag um 18.00 Uhr öffnen 
sich die Urnen für die Landtagswahlen. 
Am Sonntag wird die Entscheidung dar­
über gefallen sein, ob die Konstante ab-
reisst, die von der Fortschrittlichen Bttr-
gerpartei in den vergangenen Jahren 
und Jahrzehnten in der liechtensteini­
schen Innen- und Aussenpolitik gebildet 
wurde. — Wir haben in den letzten 
Wochen und Monaten die Leistungen 
dargelegt, die in der liechtensteinischen 
Politik während der letzten 25 Jahre er­
bracht wurden. Wir haben es  bewusst 
unterlassen, in unserer Berichterstattung 
weiter zurückzugreifen, auf die Krisen-
und Kriegs jähre, weil wir fair sein woll­
ten I — Wir haben den Stimmbürger in 
den letzten Wochen aber auch nicht 
darüber im Unklaren gelassen, welche 
Aufgaben wir in nächster Zukunft zu 
lösen gedenken. Wir haben ein Arbeits­
programm vorgelegt und es  in einer 
Reihe Detailartikel zu einzelnen, wich­
tigen Punkten erläutert. Wir haben un­
seren Stimmbürgern auch diesmal die 
Männer vorgestellt, die für die Verwirk­
lichung dieses Arbeitsprogrammes ein­
treten. Die meisten von ihnen haben 
ihre Bewährungsprobe in der politischen 
Arbeit um Liechtenstein längst mit Aus­
zeichnung bestanden. — In der heutigen 
Ausgabe finden Sie noch einmal den 
Text des am 9. Januar beschlossenen 
Grundsatzprogrammes und die vorge­
nannten Detailausftthrungen. Bitte be­
wahren Sie diese Zeitung auf und ver­
folgen Sie die Verwirklichung der Pro­
grammpunkte selbst. Das FBP-Arbeits-
programm wird verwirklicht werden, so­
fern der liechtensteinische Stimmbürger 
am 1. Februar die FBP erneut mit der 
Hauptverantwortung für unser Land be­
traut! — Die heutige Ausgabe wird die 
letzte «Wahlnummer» sein. Schon die 
Ausgabe am kommenden Samstag wird 
wieder das gewohnte Bild tragen. Für 
die FBP und damit auch für das «Liech­
tensteiner Volksblatt» ist der Wahl­
kampf heute offiziell abgeschlossen. — 
Die Entscheidung liegt nun beim Bür­
gerl Er möge sie in Ruhe und Sachlich­
keit zum Wohle Liechtensteins treffen. 
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Partei wird deshalb vor allem die Hauptlinien 
künftiger Politik festlegen. Um die Mitsprache, 
vorab diejenige der Jugend, zu verstärken, hat 
die FBP an der Delegiertenversammlung vom 
19. November 1969 in Vaduz in ihrem Reform­
programm Sachreferate für die wichtigen Be­
reiche von Staat und Gesellschaft geschaffen. 

Ein verlässlicher und geradliniger Kurs ist 
zu garantieren durch den Vorrang der Politik 
und die klare Verantwortung der bestellten 
politischen Organe. 

Sorge um den Staat 
Die Erhaltung eines lebensfähigen und mög­

lichst unabhängigen Staates ist Voraussetzung 
für die freie Gestaltung unseres Gemeinwesens. 
Liechtenstein besitzt eine selb9tgewollte Grund­
ordnung, die nach unserer Auffassung der 
Würde und Freiheit des Menschen entspricht. 

Monarchie und demokratische Einrichtungen 
sind die Wesenselemente unseres Staates. Das 
Staatsoberhaupt, das seine Stellung keiner Par­
tei verdankt, gewährleistet nach innen Stabili­
tät und politische Kontinuität. Nach aussen 
gibt das Fürstenhaus dem Staat Ansehen. Die 
demokratischen und rechtsstaatlichen Einrich­
tungen sind Grundlage unserer Freiheit, unse­
rer Mitspracherechte und unserer Verantwor­
tung für den Staat. — Wir dürfen den Frauen 
das politische Mitspracherecht nicht vorenthal­
ten. Wir können sie von der Verantwortung 
für Staat und Gemeinden nicht dispensieren. 
Daher Verbesserung der Rechtsstellung der 
Frau im öffentlichen und privaten Leben. 
• Die heute absehbaren Anforderungen der 
europäischen Integrationsbestrebungen gehen 
an den Bestand unseres Kleinstaates und ver­
langen einen finanziell gefestigten und zugleich 
beweglichen Staat. Eine ökonomische Haushalt-
führung ist Voraussetzung. 

Den Gemeinden müssen jene Einnahmen zu­
kommen, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

benötigen. Zusammenarbeit unter den Gemein­
den und Zusammenarbeit des Staates mit den 
Gemeinden dienen dem öffentlichen Wohl. Ge­
meinschaftswerke sind zu fördern. 

Moderne Arbeitsmethoden und systematische 
Förderung der Weiterbildung des Staatsperso­
nals werden die Leistungsfähigkeit der Verwal­
tung steigern. 

Periodische Pressekonferenzen, öffentliche 
Referate von Regierungsmitgliedern und Amts­
leitern aus ihrem Sachbereich sowie entspre­
chende Publikationen werden den Bürger ver­
mehrt informieren. 

Aussenpolitisch sind unserem Staat seit Er­
langung der Souveränität im Jahre 1806 die 
freundschaftlichen Beziehungen zu den Nach­
barn zugute gekommen. Zur Schweiz hat Liech­
tenstein besonders herzliche Beziehungen. Das 
freundschaftliche Verhältnis zu den Nachbar­
staaten ist auch in Zukunft zu bewahren und 
auszubauen. Wie andere Staaten in Europa" 
sieht sich aber auch Liechtenstein zunehmend 
mit einer neuen Entwicklung, der Integration, 
konfrontiert. Diese, für Europa notwendige und 
von uns bejahte internationale Verflechtung ist 
das überragende aussenpolitische Problem für 
unseren Staat. Unser klarer Staatswille hat zum 
Ziel, ein Ebenmass an Unabhängigkeit und 
„Selbständigkeit in einem integrierten Europa zu 
Wahren. Der Ausbau der multilateralen Bezie­
hungen und die Verstärkung der Mitarbeit in 
der EFTA und im Europarat dienen diesen Be­
strebungen. Eine besondere Amtsstelle für Inte­
grationsfragen wird die Probleme bearbeiten. 
Daneben ist der kulturellen Ausstrahlung Liech­
tensteins und seiner Präsentation in der Welt 
grösstes Augenmerk zu schenken: Durchfüh­
rung von Ausstellungen von internationalem 
Rang in Liechtenstein; Liechtenstein-Ausstel­
lungen im Ausland; liechtensteinischer Kunst­
preis; Aufbau einer modernen Fremdenver­
kehrs* und Informationszentrale. 

Die Wahl vorschlage der 
Fortschrittlichen Bürgerpartei 

WAHLKREIS OBERLAND 
Alexander Frick, Alt-Regierungschef, Schaan 
Dr. Peter Marxer, Rechtsanwalt, Vaduz 
Josef Büchel sen., Arbeiter, Balzers 
Josef Frommelt, Schreinermeister, Schaan 
Hans Verling, Grundbuchangestellter, Vaduz 
Arnold Schürte, Prokurist, Triesen 
Gerold Hilbe, Präsident des Liechtensteiner 
Invalidenverbandes, Triesenberg 
Gustav Jehle, Bauunternehmer, Planken 
Emanuel Vogt, Gemeindevorsteher, Balzers 

WAHLKREIS UNTERLAND 
Dr. Ernst Büchel, Rechtsanwalt, Gamprin 
Dr. Georg Malin, Mauren 
Hugo Wohlwend, Vizevorsteher, Schellenberg 
Toni Gerner, Chemiker, Eschen 
Alois Kind, Landwirt, Ruggell Nr. 13 
Gebhard Näscher, Angestellter, Bendern 32 

Die Not in der Welt erfordert unsere aktive 
Solidarität. Die öffentliche und private Ent­
wicklungshilfe ist zu intensivieren. Wenn wir 
Verständnis der Welt für uns erwarten, müs­
sen wir Verständnis für die Welt haben. 

Sorge für den Menschen in Staat 
und Gesellschaft 

Alle Sorge um den Staat dient letztlich dem 
Menschen. Diesem und der Familie als Zelle 
jeder Gemeinschaft gilt auch alle politische 
Aktivität im Staat. Im Zeitalter der Vermassung 
und der Technisierung bietet der Kleinstaat 
eher Gewähr für eine humane Ordnung als 
grosse Machtgebilde. Der Vermassung sind im 
kleinen Staat Grenzen gesetzt. Das Wort des 
einzelnen besitzt im politischen und gesell­
schaftlichen Leben Gewicht. 
• Der Mensch ist weniger anonymen Inter­
essengruppen ausgeliefert als im Gross-Staat. 
Ueberschaubare Verhältnisse ermöglichen Kon­
takte mit den wichtigen Stellen und erleichtern 
ein sachgerechtes Urteil. Wegen seiner eigenen 
Ungeschütztheit ist ein solches Gemeinwesen 
auf den Frieden in der Welt angewiesen. Es ist 
solidarisch mit denen, die Frieden und Freiheit 
wollen. 

Jedem gebührt ein 
menschenwürdiges Dasein ^ 

• durch Gleichheit der Chancen in der Aus­
bildung: Das erarbeitete Bildungsprogramm ist 
zielbewusst zu realisieren und laufend anzu­
passen. Ein differenziertes System soll jedem 
einen der Begabung und Leistung entsprechen­
den Ausbildungsweg ermöglichen. Für Behin­
derte soll schulisch besonders gesorgt werden. 
Die Einführung einer Ausbildungszulage für 
Jugendliche im Alter von 18 bis 25 Jahren ist 
zu prüfen. — Die moderne Industriegesellschaft 
verlangt die betonte Pflege der beruflichen 
Fortbildung und der Erwachsenenbildung. 
• durch verstärkte Teilhabe an den kulturel­
len Gütern und einer sinnvollen Freizeitgestal­
tung und durch intensive Förderung des Sports: 
Vermehrte Förderung des Theater- und Musik­
lebens und künstlerischer Betätigungen; Syste­
matischer Einbezug der staatlichen und kultu­
rellen Institutionen in den Unterricht; Jugend­
herberge; Jugendzentrum. 
• durch Verbreiterung der Existemzsicherung 
für Menschen im Alter, in Krankheit, Invalidi­
tät und sonstiger Hilfsbedürftigkeit: Fortschrei­
tender Ausbau aller Zweige der Sozialversiche­
rung; rascher Bau von Spital und Altersheim. 
• durch besondere Berücksichtigung unserer 
arbeitenden Menschen: Schutz des Menschen 
vor neuen Abhängigkeiten, die seine Freiheit 
zufolge moderner Organisation und Technik 
bedrohen; Prüfung der Fragen der Mitbestim­
mung und der erweiterten Teilhabe am Sozial­
produkt; Sicherung des Arbeitsplatzes; Erwei­
terung der Freizügigkeit in der betrieblichen 
Personalfürsorge; Vorkehren für die Sicherheit 
der Gelder der Personalfürsorge. 
• durch die Fortsetzung einer Wirtschafts­
politik, welche die Konkurrenzfähigkeit ge­
währleistet und geeignet ist, die Arbeitsplätze 
dank einer differenzierten Unternehmensstruk-


